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Stimmen aus Praxis und Wiſſenſchaft 
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Die Behandlung der Einrichtungen des Erziehungsweſens 
im Reichsſteuerrecht. 


Von Oberregierungsrat Dr. Klamroth, Berlin. 


Durch die Verordnung vom 15. März 1940 GG Bl. I 
S. 571) iſt in der Oſtmark und den ſudetendeutſchen Gebieten 
das Reichsgrundſteuerrecht eingeführt. Die Schulverwaltungs- 
behörden dieſer Gebiete werden ſich daher mit der Frage zu 
befaffen haben, in welchem Umfange auch die Einrichtungen 
des Erziehungsweſens von der Erhebung der Grundſteuer be- 
troffen werden und welche Maßnahmen gegebenenfalls zur 
Erreichung der Steuerbefreiung zu treffen ſind. Da auch im 
Altreich hierüber vielfach noch Zweifel beſtehen, erſcheint es 
angebracht, die hierüber ergangenen Beſtimmungen zufammen- 
faſſend darzuſtellen und ſoweit erforderlich zu erläutern. 


In dieſem Zuſammenhang wird es zweckmäßig fein, zu- 
gleich einen Blick auf andere Steuergebiete zu werfen, deren 
Beſtimmungen für die Schulen und Schülerheime von 
Intereſſe ſind. In Betracht kommen hierfür in erſter Linie 
die Amſatzſteuer, ferner die Körperſchaftsſteuer und die 
Gewerbeſteuer. 


Die Oarſtellung beſchränkt ſich auf den nach dem Geſetz 
und den Ausführungsbeſtimmungen unter Berückſichtigung der 
Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs beſtehenden Nechtszuſtand. 
Es ſoll nicht verſchwiegen werden, daß diefer Zuſtand vom 
Standpunkt der Anterrichtsverwaltung insbeſondere hinſichtlich 
der Schülerheime nicht reſtlos befriedigen kann. Er muß 
jedoch zur Zeit als gegeben hingenommen und berückſichtigt 
werden. Zu gegebener Zeit wird auch die Frage der fteuer- 
rechtlichen Behandlung der Einrichtungen des Erziehungs- 
weſens überprüft werden müſſen. Wieweit dabei den Wünſchen 
der Unterrichtsverwaltung entſprochen werden kann, wird 
freilich von der ſteuerpolitiſchen Lage in ihrer Geſamtheit 
und den Auswirkungen auf ähnlich gelagerte Verhältniſſe 
abhängig ſein. 


1 


Die Erhebung der Grundſteuer bei Einrichtungen 
des Erziehungsweſens richtet ſich nach dem Grundſteuergeſetz 
vom 1. Dezember 1956 (RS Bl. I S. 986) und der Durch- 
führungsverordnung hierzu vom 1. Juli 1957 (R SBl. 1 S. 735). 
Zu. Ergänzung dieſer Vorſchriften haben die Reichsminifter 
der Finanzen und des Innern unter dem 19. Juli 1957 Ver- 
waltungsanordnungen erlaſſen, die als „Srundfteuerricht- 
linien“ (Gr.) bezeichnet werden (RMBliB. S. 1191 und 
RED. S. 869). Von Intereſſe für die Unterrichtsverwaltung 
find ferner die Richtlinien für Billigkeitsmaßnahmen (Gr Bill.) 
vom 19. April 1938 (Neufaſſung vom 11. April 1959; RStBl. 
S. 585, RMBli B. S. 915). 


Für die Befreiung von der Grundſteuer ſind die 
88 4—6 des Grundſteuergeſetzes maßgebend. Die nicht ſehr 
überſichtlichen Vorſchriften, haben in der Durchführungs— 
verordnung eine ſehr eingehende Behandlung erfahren, ſo 
daß die Durchführungsvorſchriften eine in ſich ſelbſt verſtänd⸗ 
liche zuſammenfaſſende Regelung bieten. In den Fallen, 
in denen Grundbeſitz für die Zwecke der Wiſſenſchaft, der Er- 
ziehung und des Unterrichts benutzt wird, ſind ausſchließlich 
die Sg 10—12, 14 und 15 Abf. 1, 2 und 4 der Durchführungs- 
verordnung anzuwenden. Sie bilden Spezialvorſchriften 
gegenüber § 4 Ziff. 1—7 des Geſetzes, neben denen das Geſetz 
ſelbſt auch dann nicht angewandt werden kann, wenn es eine 
weitergehende Befreiung von der Grundſteuer zulaſſen würde. 

Die Verordnung unterſcheidet zwiſchen allgemeinen 
und beſonderen Vorausſetzungen für die Steuer- 
befreiung. Die beſonderen Vorausſetzungen find in den 88 11 
bis 15 behandelt. Liegen ſie nicht vor, ſo iſt die Steuerpflicht 
ohne weiteres gegeben. Liegen fie vor, fo tritt die Steuer- 
freiheit nur dann ein, wenn auch die allgemeinen Voraus- 
ſetzungen erfüllt find, die in den 88 5 und 6 des Geſetzes und 
in den 8$ 1, 2, 25—25 der Durchführungsverordnung allgemein 
für Steuerbefreiungen aufgeſtellt ſind. Sie ſollen im Rahmen 
dieſes Aufſatzes nicht näher behandelt werden. 

Die beſonderen Vorausſetzungen beſt hen entweder 
in dem Vorliegen eines beſtimmten in der Verordnung ge- 
nannten Tatbeſtandes, auf Grund deſſen ohne weiteres Steuer- 
freiheit eintritt, oder in einem beſonderen Verwaltungsakt: 
der Anerkennung, daß der Steuergegenſtand ſteuerbegünſtigten 
Zwecken dient. 

Ohne weiteres ſteuerfrei iſt der Grundbeſitz, der vom Reich, 
der NSS AP., einem Land, einer Gemeinde oder einem Ge- 
meindeverband für Zwecke der Wiſſenſchaft, der Erziehung 
und des Unterrichts benutzt wird ($ 11 SBO.). Benutzer 
des Grundbeſitzes iſt der Träger der Anſtalt. Die vom Reich, 
den Ländern, Gemeinden oder Gemeindeverbänden be— 
triebenen Schulen ſind alſo ſteuerfrei. Das gilt jedoch nur, 
wenn entweder ſie ſelbſt oder eine andere Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts oder die in § 4 Ziff. 2—4 des Geſetzes 
genannten Körperſchaften, Perſonenvereinigungen, Ver- 
mögensmaſſen oder Verbände Eigentümer des Grund- 
beſitzes ſind. Gehört der Grundbeſitz z. B. einer Privatperſon 
und iſt von dieſer der Gemeinde für Schulzwecke überlaſſen, 
fo iſt der Eigentümer ſteuerpflichtig (ſog. Eigentums- 
vorausſetzungen). 

Wird der Grundbeſitz von der Reichsbahn, der NSB., 
dem Reichsverbande für Deutſche Jugendherbergen oder 
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anderen in § 4 Ziff. 2—4 des Geſetzes erwähnten privilegierten 
Körperſchaften uſw. für Zwecke der Wiſſenſchaft, der Erziehung 
und des Anterrichts benutzt (ein Fall, der für die Praxis der 
Schulverwaltungsbehörden keine weſentliche Rolle ſpielen 
dürfte), ſo tritt unter den gleichen Eigentumsvorausſetzungen 
ebenfalls ohne weiteres Steuerfreiheit ein, wenn die Be— 
nutzung innerhalb der beſonderen Aufgaben oder Zwecke des 
Benutzers liegt. Liegt ſie außerhalb der beſonderen Aufgaben 
oder Zwecke des Benutzers (was praktiſch die Regel bilden 
dürfte), ſo bedarf es der beſonderen Anerkennung, daß der 
Benutzungszweck im Rahmen der ſtaatlichen Aufgaben liegt 
($ 12 ODO.). 

Diefe Anerkennung iſt gemäß § 14 D. grundſätzlich 
auch bei jedem ſonſtigen Grundbeſitz notwendig, der für Zwecke 
der Wiſſenſchaft, der Erziehung und des Unterrichts benutzt 
wird und nicht unter die erwähnten Vorſchriften (OBO. 88 11 
und 12) fällt. Eine Ausnahme bilden jedoch die Schulen und 
Erziehungsanſtalten, die von der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde 
als öffentliche anerkannt worden find, die Adolf- 
Hitler-Schulen, die Ordensburgen und die Berufs- und Fach- 
ſchulen der DAF. (§ 14 DODO.). Auch die von einer 
Stiftung unterhaltenen öffentlichen Schulen 
find alſo ohne weiteres ſteuerfrei. Zu den von der Schul- 
aufſichtsbehörde als öffentliche anerkannten Schulen zählen 
ferner die Schulen des Reichs nährſtandes, der 
Induſtrie- und Handelskammern und der 
Innungen. 

Damit iſt die Erteilung der Anerkennung, daß der Be— 
nutzungszweck im Rahmen der ſtaatlichen Aufgaben liegt, 
praktiſch auf die Privatſchulen beſchränkt. Dieſe 
Anerkennung iſt nach dem Geſetz von drei Miniſtern, dem 
Reichsminifter des Innern, dem Reichsminiſter der Finanzen 
und dem für das Fachgebiet zuſtändigen Reichsminiſter, hier 
alſo vom Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks- 
bildung, zu erteilen. 

Das Verfahren im Zuſtändigkeitsbereich des Reichs- 
erziehungsminiſters iſt durch den Nunderlaß vom 6. Auguft 1937 
(Deutſch. Wiſſ. Erziehg. Volksbildg. S. 375) geregelt. Danach 
ſind die Anträge auf Bewilligung der Anerkennung an die 
zuſtändige Schulaufſichtsbehörde zu richten. Vefürwortet die 
Schulaufſichtsbehörde den Antrag, ſo berichtet fie unter Be- 
nutzung eines beſtimmten Formblattes an den Miniſter. Hält 
ſie den Antrag für unbegründet, ſo hat ſie den Antragſteller 
ablehnend zu beſcheiden und das zuſtändige Finanzamt zu 
benachrichtigen. Der Antragſteller kann gegen den ablehnenden 
Beſcheid binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung bei der 
Schulaufſichtsbehörde Beſchwerde einlegen. Die Schulauffichts- 
behörde berichtet darüber an den Minifter, der — gegebenenfalls 
im Benehmen mit den beteiligten Miniſtern — über den Antrag 
endgültig entſcheidet. 

Für das Altreich ſind dieſe Vorſchriften, die eine 
große Zahl von Einzelentſcheidungen der drei beteiligten Miniſter 
erforderlich gemacht haben würden, nachträglich durch den 
gemeinſamen RNunderlaß vom 1. Juni 1938 (Seutſch. Wiſſ. 
Erziehg. Volksbildg. S. 295) vereinfacht worden. Durch 
dieſen Erlaß wurde die Anerkennung, daß der Benutzungs- 
zweck im Rahmen ſtaatlicher Aufgaben liegt, allgemein 
et eilt Tür: 

1. Privatſchulen, die als Höhere Schulen anerkannt ſind, 
ſtaatlich zugelaſſene private Wittelſchulen, Rektorats- 
ſchulen, Volksſchulen, 

2. ſtaatlich anerkannte Berufs-, Berufsfach- und Fachſchulen, 

5. ſtaatlich anerkannte Volkspflegeſchulen oder ſtaatlich an- 
erkannte Schulen für Kindergärtnerinnen, Hortnerinnen 
und Jugendleiterinnen (Sozialpädagogiſche Seminare), 

4. Kindergärten, die an eine Oberſchule für Mädchen (haus- 
wirtſchaftliche Form) angeſchloſſen find oder der Aus- 
bildung von Kindergärtnerinnen und Hortnerinnen dienen. 
In allen übrigen Fällen iſt die Anerkennung durch den 

genannten Erlaß allgemein verſagt. 


Die Anerkennung iſt auch in den zu 1—4 genannten Fällen 
verſagt, wenn 
1. an dem Stichtag (d. i. der dem Rechnungsjahr voraus- 
gehende 1. Januar) von der Schulaufſichtsbehörde die 
Schließung oder der ſtufenweiſe Abbau der Schule oder 
eines Teiles der Schule angeordnet worden iſt, 
2. es ſich um Schulen handelt, die ausſchließlich für Juden 
beſtimmt ſind. 

Diefe Regelung hat den Vorteil, daß die Einzelfälle nicht 
in der Miniſterialinſtanz behandelt zu werden brauchen. Soweit 
die Anerkennung allgemein erteilt iſt, genügt es zur Erlangung 
der Steuerfreiheit, daß der Steuerſchuldner dem Finanzamt 
eine Beſcheinigung der Schulaufſichtsbehörde vorlegt, aus 
der hervorgeht, daß am 1. Januar vor dem Rechnungsjahr 
die Vorausſetzungen vorgelegen haben, unter denen nach dem 
Erlaß vom 1. Juni 1958 die Anerkennung allgemein erteilt 
worden iſt. Die Beſcheinigung iſt für jedes Rechnungsjahr 
erneut vorzulegen. Soweit die Anerkennung allgemein verſagt 
worden iſt, ſind alle weiteren Beſchwerden und Vorſtellungen 
ausſichtslos. 

Für die Oſtmark und die ſudetendeutſchen 
Gebiete gilt der Erlaß vom 1. Juni 1938 
nicht. Hier iſt alſo auch bei den oben unter 1 bis 4 erwähnten 
Privatſchulen und Privaterziehungseinrichtungen die beſondere 
Anerkennung durch die drei beteiligten Miniſter erforderlich, 
daß der Benutzungszweck im Rahmen der ſtaatlichen Auf- 
gaben liegt. Bei der Entſcheidung wird aber im allgemeinen 
der Erlaß vom 1. Juni 1938 zur Richtſchnur genommen werden. 
Es empfiehlt ſich daher, bei der Befürwortung oder Ablehnung 
etwaiger Anträge nach den Grundſätzen dieſes Erlaſſes zu 
verfahren. Da die Privatſchulen in den genannten Gebieten 
ſo gut wie völlig beſeitigt ſind, konnte die Entſcheidung in den 
wenigen zur Entſcheidung kommenden Fällen der Zentral- 
inſtanz vorbehalten werden. 

Hervorzuheben iſt, daß die Anerkennung nur eine der 
Vorausſetzungen für die Steuerfreiheit bildet. Neben den 
obenerwähnten, hier nicht näher zu erörternden allgemeinen 
Vorausſetzungen (Unmittelbarkeit der Benutzung, Zeit und Dauer 
der Benutzung) müſſen auch hier die ſogenannten Eigentums- 
vorausſetzungen vorliegen. Die Steuerfreiheit wird, auch 
ſoweit die Anerkennung erteilt iſt, nur gewährt, wenn der 
Grundbeſitz demjenigen gehört, der ihn benutzt, oder der 
Eigentümer eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes iſt. 

Einer beſonderen Behandlung find die Schüler- 
heime unterworfen. Auch in den Fällen, in denen die 
Schulen ſelbſt ohne weiteres ſteuerfrei ſind oder die Anerkennung, 
daß der Benutzungszweck im Rahmen der ſtaatlichen Aufgaben 
liegt, allgemein erteilt iſt, ſind die Wohnräume für Schüler 
in Schulen, Schülerheimen und Schulungslagern nur dann 
befreit, wenn anerkannt worden iſt, daß die Unter- 
bringung der Schüler in gemeinfdaft- 
lichen Wohnräumen zur Erfüllung der 
ſtaatlichen Aufgaben notwendig iſt. Nach 
der Praxis der Reichsminiſter der Finanzen und des Innern, 
die bei dieſer Anerkennung mitwirken müſſen, wird bei der 
Entſcheidung hierüber ein ſehr ſtrenger Maßſtab angelegt. 
Nach dem Erlaß vom 6. Auguſt 1957 (Oeutſch. Wiſſ. Erziehg. 
Volksbildg. S. 575) genügt es nicht, daß die Schüler in dem 
Heim erzogen werden. Für die Anerkennung iſt es auch nicht 
ausreichend, daß den Schülern weite Anmarſchwege erſpart und 
ihnen das Wohnen im Elternhaus oder die anderweitige Unter 
bringung am Schulort erſetzt werden ſoll. Es muß vielmehr 
ein beſonderer Erziehungszweck vorliegen, der nur 
durch das ſtändige Zuſammenſein der Schüler erfüllt werden 
kann. Ein derartiger Erziehungszweck iſt anerkannt bei den 
Landfrauenſchulen, die beſtimmungsgemäß mit einem Internat 
verbunden ſein müſſen. Die Anerkennung wird auch erteilt, 
wenn der Betrieb des Schülerheims lediglich dem Zweck dient, 
geſundheitlich gefährdeten oder zurückgebliebenen Kindern 
ein Wohnen unter gefunden Verhältniſſen, die fie in der elter⸗ 
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lichen Wohnung nicht haben, zu ermöglichen (Waldſchulen 
für geſundheitlich gefährdete Großſtadtjugend). Bei einigen 
Schülerheimen hat der Geſetzgeber aus der offen zutage 
liegenden Beſonderheit des Erziehungszwecks die Folgerung 
gezogen, daß dieſen Heimen ohne beſondere Anerkennung 
kraft Geſetzes Steuerfreiheit zu gewähren iſt. Gemäß $ 15 
SB. Abf. 2 bedarf es einer Anerkennung nicht für die gemein- 
ſchaftlichen Wohnräume in 


1. Schülerheimen und Schulungslagern des Reichs und der 
NSDOAB. ſowie in ſolchen Schulungslagern eines an- 
geſchloſſenen Verbandes, die der Schulung in der national 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung dienen, 

2. Adolf-Hitler-Schulen, Nationalpolitiſchen 
anſtalten und Aufbauſchulen, 

3. Ordensburgen, 

4. Landjahrheimen und Schullandheimen. 


Dabei ſpielt es keine Rolle, ob die begünſtigte Anſtalt (3. B. 
Aufbauſchule) und das Heim (Lager) ſich zuſammen auf einem 
oder getrennt auf beſonderen Grundſtücken befinden. Er- 
forderlich iſt nur, daß in dem Heim Schüler der bevorzugten 
Anſtalt untergebracht ſind. Wird das Heim auch von Schülern 
einer anderen Anſtalt mitbenutzt, ſo iſt maßgebend, welcher 
Teil der Schüler überwiegt. Aberwiegt der Beſuch von 
Schülern einer bevorzugten Anſtalt, ſo bedarf es keiner 
Anerkennung, andernfalls würde zur Steuerbefreiung eine 
beſondere Anerkennung erforderlich fein (vgl. 86 Abſ. 2 
GrſtGeſ.). 

Aufbauſchulen ſind in dieſem Zuſammenbang nur die Ober- 
ſchulen in Aufbauform. Sie ſind vom Geſetz beſonders be- 
günſtigt, weil ſie ihre Aufgabe, begabte Landjugend in einem 
verkürzten Lehrgang zur Reife zu führen, ohne die dauernde 
Betreuung der Schüler in einem Heim nicht ordnungsmäßig 
erfüllen können, Sie ſollen deshalb auch nach dem Willen 
des Miniſters regelmäßig mit einem Heim verbunden ſein. 


Unter Schullandbeimen find nur die unter den techniſchen 
Begriff des „Schullandheims“ fallenden Heime zu verſtehen, 
alſo nur ſolche Heime, in denen Schüler einer Schule 
vorübergehend zu einem Aufenthalt zufammen- 
gefaßt werden, nicht aber ſogenannte „Landſchulheime“, in 
denen ſich dauernd Schulkinder aufhalten, die dort unter- 
richtet und erzogen werden. Da die Schullandheime vielfach 
nicht von der Schule ſelbſt, ſondern von einem beſonderen 
Verein (Elternverein) unterhalten werden, konnte es zweifelhaft 
ſein, ob in ſolchen Fällen auch die Eigentumsvorausſetzungen 
(ſiehe oben) als erfüllt anzuſehen find. Durch Nunderlaß vom 
29. März 19358 (RStBl. S. 586) wurde klargeſtellt, daß keine 
Bedenken beſtehen, den Elternverein als Benutzer anzuſehen. 
Auch wenn der Elternverein Eigentümer iſt, ſind alſo die 
Eigentumsvorausſetzungen gegeben. Anders liegt es freilich, 
wenn das Schullandheim von einer Privatperſon gemietet 
worden iſt. In dieſem Fall ift die Steuer vom Eigentümer 
zu entrichten (vgl. auch Gr R. Nr. 35). 


Die Unterſchiede in der Behandlung der verſchiedenen 
Heime mögen zwar dem Fernerſtehenden nicht unmittelbar 
einleuchtend ſein. Sie ſind aber in dem Aufbau und logiſchen 
Zusammenhang der geſetzlichen Beſtimmungen begründet und 
entſprechen der gegebenen Rechtslage. Fraglich dürfte nur 
fein, ob nicht der Ausgangspunkt dieſer Beſtimmungen als 
ſolcher als verfehlt zu betrachten iſt und ob nicht die als Hoheits⸗ 
funktion ausgeübte Erziehung in den von der öffentlichen 
Hard betriebenen Erziehungsheimen ſtets als die Erfüllung 
einer ſtaatlichen Aufgabe angeſehen werden muß, die in der 
gleichen Weiſe die Steuerbefreiung rechtfertigt wie bei den 
nicht zu Wohnzwecken dienenden Schulräumen. Daß die 
Schül irheime auch zu Wohnzwecken dienen, die im all- 
gemeinen nicht ſteuerbegünſtigt ſind, würde dann neben der 
überwiegenden Nutzung zu ſtaatlichen Erziehungszwecken nicht 
ins Gewicht fallen. 


Erziehungs- 


Soweit Schülerheime von den Gemeinden unterhalten 
werden — und die Unterhaltung der Schülerheime durch die 
Gemeinden dürfte nach den geltenden organiſatoriſchen Grund- 
ſätzen den Regelfall bilden —, können die Gemeinden als 
Steuergläubiger freilich die Steuerbelaſtung, die nur eine 
rechnungsmäßige Belaſtung für ſie bildet, ohne weiteres aus- 
gleichen. Die grundſätzliche Frage nach der rechtlichen Be- 
deutung der öffentlichen Heimerziehung iſt damit allerdings 
nicht geklärt. Im übrigen ſei darauf hingewieſen, daß den 
Gemeinden nicht geſtattet iſt, aus „Vereinfachungsgründen“ im 
Villigkeitswege eine Befreiung von der Grundſteuer vor- 
zunehmen. Die Grundſteuer muß vielmehr veranlagt und 
verausgabt werden, auch wenn die Gemeinde ſelbſt Zahlungs- 
leiſtender und Zahlungsempfänger iſt (Villigkeitsrichtlinien 
Ziff. 1). 


II. 


Ahnliche Fragen ergeben ſich hinſichtlich der Belaftung der 
Einrichtungen des Erziehungsweſens mit der Umſatzſteuer. 

Für die Umſatzſteuer iſt das Geſetz vom 16. Oktober 1934 
(RSLL. I S. 942) nebſt den Durhführungsbeftimmungen vom 
17. Oktober 1934 (RGBl. I S. 947) maßgebend. 

Nach dem Geſetz unterliegen alle Lieferungen und ſonſtigen 
Leiſtungen, die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im 
Rahmen feines Unternehmens ausführt, der Umſatzſteuer 
(8 1). Unternehmer iſt, wer eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit ſelbſtändig ausübt (§ 2). Nun iſt zwar die Ausübung 
der öffentlichen Gewalt keine gewerbliche Tätigkeit (8 2 Abſ. 3), 
die Frage, wann eine Ausübung öffentlicher Gewalt und wann 
eine rein fiskaliſch-gewerbliche Tätigkeit vorliegt, jedoch nicht 
immer leicht zu entſcheiden. Die Durchführungsbeſtimmung 
zu 8 2 Abſ. 5 bringt hinſichtlich der Einrichtungen des Er- 
ziehungsweſens keine Klärung. Zwar werden eine Reihe 
von Betrieben und Verwaltungen der Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts aufgeführt, die der Ausübung der öffent- 
lichen Gewalt dienen (4. B. Schlachthöfe, Desinfektions- 
anſtalten, Müllbeſeitigungsanſtalten uſw.), die Einrichtungen 
des Erziehungsweſens ſind jedoch nicht erwähnt. Für ihre 
Freiſtellung von der Umſatzſteuer gilt der allgemeine Grundſatz, 
daß das Reich, die NSS AP., die Länder, die Gemeinden, 
die Gemeindeverbände, die Zweckverbände und andere Körper- 
ſchaften des öffentlichen Rechts inſoweit nicht gewerblich oder 
beruflich tätig find, als fie öffentlich- rechtliche Aufgaben 
erfüllen. 

In einem in „Heutſche Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Unterricht“ nicht veröffentlichten Erlaß vom 11. Februar 1937 
— 8 4154 88 III — hat der Reihsminifter der Finanzen 
zu der Frage Stellung genommen, in welchem Umfange bei 
den Schulen und Schülerheimen eine öffentlich - rechtliche 
Tätigkeit anzunehmen ſei. Er geht davon aus, daß eine 
öffentlich-rechtliche Tätigkeit nur von einem Träger öffentlicher 
Gewalt, alſo nur von einer öffentlich- rechtlichen Körperſchaft 
ausgeübt werden könne. Demgemäß ſeien die nicht von 
öffentlich-rechtlichen Körperſchaften betriebenen Schulen aus- 
nahmslos umſatzſtenerpflichtig. Auch die einer öffentlichen 
Schule als gleichwertig anerkannten “Priv atſchulen 
und die ſonſtigen Privatſchulen, deren Grundbeſitz 
gemäß dem obenerwähnten gemeinſamen Erlaß der Reichs- 
miniſter des Innern und der Finanzen und des Reichserziehungs- 
miniſters vom 1. Zuni 1958 von der Grundſteuer freigeſtellt 
wurde, find daher umſatzſteuerpflichtig. 

Bei den von der Partei und vom Staat (hier 
Sammelbegriff für Reich, Länder, Gemeinden und Gemeinde- 
verbände) betriebenen Schulen iſt anerkannt, daß die Unter- 
richts- und Erziehungsleiſtungen in allen Fällen der Aus- 
übung der öffentlichen Gewalt dienen. Das gleiche gilt für 
die aus Stiftungsmitteln unterhaltenen Schulen, die jelb- 
ſtändige Korporationsrechte beſitzen. Die Einnahmen dieſer 
Schulen an Schulgeld und ſonſtigen Gebühren unterliegen 
daher nicht der Umſatzſteuer. 
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Bei den von anderen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts unterhaltenen Schulen hängt 
die Entſcheidung davon ab, ob der Betrieb der Schule in den 
beſonderen Aufgabenkreis der betreffenden Körperſchaft fällt. 
Das iſt beiſpielsweiſe der Fall bei den vom Reichsnährſtand 
unterhaltenen Landwirtſchaftsſchulen. 


Nach der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs kann eine 
öffentlich-rechtliche Tätigkeit nur dann keine Umſatzſteuer aus- 
löſen, wenn fie der Ausübung öffentlicher Gewalt un- 
mittelbar dient. Ein mittelbarer Zuſammenhang 
zwiſchen der öffentlich-rechtlichen Aufgabe und den einzelnen 
Leiſtungen genügt nicht zur Steuerfreiheit. Aus dieſem Grunde 
ſind z. B. die Beiträge der Schülerinnen zum Mittageffen 
im Kochunterricht in einer Haushaltungsſchule für umſatz⸗ 
ſteuerpflichtig erklärt. Das gilt um fo mehr bei der Abgabe 
von Erzeugniſſen des Schulunterrichts (Kochunterrichts, Werk— 
unterrichts, Handarbeitsunterrichts) an andere Perſonen und 
den aus der Veranſtaltung von Ausſtellungen und Konzerten 
erzielten Einnahmen. Die Steuerpflicht iſt bei dieſen Lei- 
ſtungen auch dann gegeben, wenn ſie der Förderung und 
Durchführung der unterrichtlichen Aufgaben dienen. Der 
Ausübung der öffentlichen Gewalt dienen dieſe Leiſtungen nur 
mittelbar. 


Beſonders geregelt iſt auch hier die Steuerpflicht 
der Schülerheime. Nach dem erwähnten Erlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 11. Februar 1937 fallen 
die für die Unterbringung und Verpflegung der Schüler in 
einem Heim erzielten Umſätze (Heimleiſtungen) dann nicht 
unter das Umſatzſteuergeſetz, wenn das Heimleben im Weſen 
der Schule begründet iſt und wenn ohne das Heimleben die 
Schule ihrem eigentlichen Zweck nicht entſprechen würde. 
Auch hier alſo der gleiche Gedanke, daß die Heimerziehung 
als ſolche für die Annahme einer öffentlich- rechtlichen Tätigkeit 
nicht genügt, ſondern noch ein beſonderer Grund hinzutreten 
muß, der die Tätigkeit des Heimes aus der gewerblichen Sphäre 
in die Region der Ausübung öffentlicher Gewalt emporhebt. 
Es konnte nicht ausbleiben, daß über die Frage, wann dieſe 
Vorausſetzungen vorliegen, Zweifel und unterſchiedliche Rechts- 
auffaffungen entſtanden. Der Erlaß des Reichsminifters der 
Finanzen vom 3. Juni 1940 8 4154 — 39 III hat nun- 
mehr die UAmſatzſteuerpflicht für Heimleiſtungen auf einer 
neuen Grundlage geregelt. Die Heimleiſtungen der mit einer 
Nationalpolitiſchen Erziehungsanſtalt oder 
mit einer Aufbauſchule verbundenen öffentlichen Schul- 
heime find allgemein als öffentlich -rechtliche Tätigkeit anerkannt. 
Das gilt auch dann, wenn eine ſolche Schule vom Staat, das 
mit ihr verbundene Schülerheim Jaber von einer Gemeinde 
betrieben wird. Bei den anderen, mit öffentlichen Höheren 
Schulen verbundenen Schülerheimen fallen die Heimleiſtungen 
unter das Umſatzſteuergeſez. Die Entgelte für die Heim- 
leiſtungen werden jedoch nur zur Hälfte der Umſatz— 
ſteuer unterworfen. 3 Soweit bisher eine für die Schulheime 
günſtigere Beurteilung erfolgt iſt, kann es für die Vergangenheit 
dabei verbleiben. Es braucht alſo bei dieſen Heimen nicht mehr 
im Einzelfall geprüft zu werden, ob und in welchem Umfange 
die Heimleiſtungen als Ausübung einer öffentlich-rechtlichen 
Tätigkeit angeſehen werden können. Abgeſeben davon, daß 
dieſe Regelung weſentlich zur Vereinfachung der Verwaltung 
beiträgt, liegt ihr der richtige Gedanke zugrunde, daß die 
Leiſtungen des Heimes ihrer Natur nach verſchieden ſind. Der 
Erziehungsleiſtung als einer reinen Funktion der ſtaatlichen 
Schulhoheit ſtehen Leiſtungen mehr wirtſchaftlicher Art (Ver- 
pflegung, Unterbringung) gegenüber. Es iſt wohl eine reine 
Ermeſſensfrage, wie hoch man den Anteil der einen oder 
anderen Art der Heimleiſtungen bemißt. Die Pauſchalierung 
zur Hälfte dürfte der Gefamtlage der Verhältniſſe gerecht 
werden. Die Sonderbehandlung der Heime der Aufbauſchulen 
und Nationalpolitiſchen Erziehungsanſtalten entſpricht der 
Beſonderheit ihrer Aufgabe, bei deren Erfüllung die öffentlich- 
rechtliche Tätigkeit zweifellos überwiegt. 


Die Regelung gilt nur für die mit öffentlichen Höheren 
Schulen verbundenen Schülerheime. Bei den anderen Heimen 
iſt nach wie vor nach den Grundſätzen des Runderlaffes vom 
11. Februar 1957 zu verfahren. Selbſtverſtändlich kommt 
eine Befreiung von der Umſatzſteuer überhaupt nur bei den 
von der öffentlichen Hand unterhaltenen Schülerheimen in 
Betracht. Auch der Erlaß vom 3. Juni 1940 kann daher nur 
auf öffentliche Schülerheime angewandt werden. Heime, 
die von privater Seite oder von Kirchen und kirchlichen Ver— 
einen (Orden) unterhalten werden, fallen nicht darunter. 
(Vgl. auch den Erlaß vom 2. September 1937 — E III e 
2032/37 —.) > 


III. 


Die folgerichtige Durchführung der für die Umſatzſteuer⸗ 
pflicht maßgebenden Anterſcheidung zwiſchen gewerblicher 
Tätigkeit und Ausübung öffentlicher Gewalt würde dazu 
führen, daß die Einrichtungen des Erziehungsweſens, ſoweit 
ſie umſatzſteuerpflichtig ſind, auch mit ihrem Einkommen der 
Einkommen- bzw. Körperſchaftsſteuer und der 
Gewerbeſteuer unterliegen. Die beſonderen Rechts— 
vorſchriften auf dem Gebiete des Körperſchaftsſteuerrechtes 
und des Gewerbeſteuerrechtes haben dieſen Grundſatz jedoch 
verſchiedentlich durchbrochen. 

Während es für die Umſatzſteuer ohne Belang iſt, ob es 
ſich um Leiſtungen handelt, die mit oder ohne Abſicht der Er- 
zielung von Gewinn vollbracht werden, hängt die Frage der 
Heranziehung zur Gewerbeſteuer entſcheidend davon 
ab, ob eine mit der Abſicht auf Gewinnerzielung unternommene 
Arbeitstätigkeit vorliegt. Die einſchlägigen Vorſchriften über 
die Erhebung der Gewerbeſteuer finden ſich in dem Gewerbe- 
ſteuergeſetz vom 1. Dezember 1936 (RGBl. I S. 970), der 
Zweiten Durchführungsverordnung hierzu vom 20. Februar 
1958 (RGBl. I S. 209) und den Gewerbeſteuerrichtlinien vom 
20. Februar 1958 (RStBl. S. 245). Dorausfegung für die 
Beſteuerung iſt, daß ein ſtehender Gewerbebetrieb vorliegt. 
Während die perſönliche Erteilung des Unterrichts als freier 
Beruf angeſehen wird, bat die RNechtſprechung des Reichs 
finanzhofs auf den Betrieb einer Unterrichtsanſtalt den Begriff 
des Gewerbebetriebes angewandt (vgl. RStBl. 1929 S. 189). 
Fehlt es an der Abſicht der Gewinnerzielung, ſo kommt die 
Gewerbeſteuer jedoch nicht zur Hebung. Nach den Gewerbe- 
ſteuerrichtlinien werden die Privatſchulen, die von der Schul- 
aufſichtsbehörde als den öffentlichen Schulen gleichwertig 
anerkannt worden ſind, von der Gewerbeſteuer freizuſtellen 
fein, da fie in der Regel nicht mit der Abſicht der Gewinn- 
erzielung arbeiten. Das gleiche gilt für diejenigen privaten 
Schulen, die zwar nicht ausdrücklich als den öffentlichen Schulen 
gleichwertig anerkannt ſind, denen aber von der Gemeinde 
oder vom Staat oder von Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts Zuſchüſſe gewährt werden. Im weſentlichen dürfte 
fi wohl der Kreis der Privatſchulen, die von der Gewerbe- 
ſteuer freigeſtellt ſind, mit denjenigen decken, bei denen durch 
den Runderlaß vom 1. Juni 1938 allgemein anerkannt worden 
iſt, daß ſie ihren Grundbeſitz im Nahmen ſtaatlicher Aufgaben 
nutzen. 

Bei den öffentlichen Schulen, die ſämtlich 
zuſchußbedürftig find, fehlt allgemein die Abſicht der Gewinn- 
erzielung, fo daß ſelbſtverſtändlich die Entrichtung von Gewerbe- 
ſteuer nicht in Betracht kommt. Das gleiche muß für die von 
der öffentlichen Hand betriebenen Schülerheime an— 
genommen werden. In einer Entſcheidung des Neichs— 
finanzbofs vom 21. Dezember 1958 (IV 742/38, RStBl. 1939 
S. 265) wurde auch ein Privatſchullandheim (Höhere 
Schule nebſt Internat und Landwirtſchaft), das von der 
Schulaufſichtsbehörde als einer öffentlichen Schule gleich 
wertig anerkannt war, einſchließlich des Schüler- 
heims nicht als Gewerbebetrieb angeſehen, obwohl die 
Schule ſogar in das Handelsregiſter eingetragen war. 
Dabei wurde nicht geprüft, ob das Schülerheim zur Er- 
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reichung des Unterrichts- und Erziehungszwecks erforderlich 
war. Bei der Entſcheidung mag eine Rolle geſpielt haben, 
daß Schule und Heim in engſtem wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hang ſtehen und die Beſteuerung des Heimes möglicherweiſe 
zu der vom Geſetzgeber nicht gewollten und in den Ge— 
werbeſteuerrichtlinien abgelehnten Befteuerung der einer 
öffentlichen Schule als gleichwertig anerkannten Privatſchule 
geführt haben würde. Die Begründung des Urteils deutet 
jedoch auf ein ſehr zu begrüßendes Verſtändnis für das 
Weſen der in Heim und Schule ausgeübten Erziehungs- 
tätigkeit. Es heißt darin, daß es keine Rolle ſpiele, ob an 
dem einer öffentlichen Schule als gleichwertig anerkannten 
Schul- und Znternatsbetriebe zugleich etwas verdient werde, 
da das Hauptmotiv für die Tätigkeit jedenfalls nicht in der 
Gewinnerzielung, ſondern in der Erteilung von Erziehung 
und Unterricht zu erblicken ſei. 

Für die Heranziehung zur Einkommen- und Körper- 
ſchaftsſteuer iſt die Abſicht, Gewinn zu erzielen, nicht 
entſcheidend. In der Regel unterliegen die Privatſchulen, 
foweit fie von einem Einzelunternehmer, einem nicht ein- 
getragenen Verein oder einer Offenen Handelsgeſellſchaft be- 
trieben werden, mit ihren Einkünften der Einkommenſteuer, 
ſoweit ſie von einer Körperſchaft unterhalten werden, der 
Körperſchaftsſteuer. Nach § 1 Abſ. 1 Ziff. 6 des Körper- 
ſchaftsſteuergeſetzes vom 16. Oktober 1954 (RGBl. I S. 1051) 
unterliegen auch die „Betriebe gewerblicher Art“ von Körper— 
ſchaften des öffentlichen Rechts der Körperſchaftsſteuer. 

Die Abſicht, Gewinn zu erzielen, iſt nicht erforderlich. 
Trotz des fehlenden Merkmals der Abſicht auf Gewinn wird 
man die öffentlichen Schulen ſowohl wie die Schülerheime 
nicht als Betriebe gewerblicher Art anſprechen können, da der 
Schwerpunkt ihrer Arbeit zweifellos nicht in ihrer wirtjchaft- 
lichen Tätigkeit und der Erzielung von Einnahmen liegt, 
ſondern in der Durchführung ihrer kraft ſtaatlichen Hobeits- 
rechtes ausgeübten Erziebungsaufgabe, neben der bei den 
Schülerheimen die Verpflegung und Unterbringung der Schüler 
und die Einnahme der dafür gezahlten Entgelte nur unter- 
geordnete Begleiterſcheinungen find. In der Rechtſprechung 
iſt, ſoviel ich ſehe, die Frage bisher noch nicht behandelt, ver- 
mutlich deshalb nicht, weil ein ſteuerpflichtiger Gewinn bei 
einem Schülerheim bisher noch nicht ermittelt worden iſt. 
Anders als bei der Amſfatzſteuer, wo die Bruttoumſätze ver- 
ſteuert werden, wäre für die Heranziehung zur Körperſchafts— 
ſteuer die Erzielung von Nettoüberſchüſſen Vorausſetzung. 
Wie bereits erwähnt, ſind jedoch die öffentlichen Schülerheime 
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Entſcheidungen des Reichsdienſtſtrafhofes. 
2. Band. 
Berlin 1940, Carl Heymanns Verlag. 


Der 2. Band der Entſcheidungen des Reichsdienſt⸗ 
ſtrafhofes enthält weitere grundſätzlich wichtige Entſcheidungen 
des oberſten Dienſtſtrafgerichts für das Deutſche Reich. Im 
Gegenſatz zum 1. Band ſſind dieſes Mal Entſcheidungen, 
die Lehrer betreffen oder für ſie von Bedeutung ſind, in ge⸗ 
ringerer Zahl vertreten. Folgende Eutſcheidungen find aber 
in dieſem Zuſammenhaug hervorzuheben. Wenn ein Beamter 
noch in den Jahren 1935 bis 1937 unmittelbar oder durch Ver⸗ 
mittlung anderer bei einem Juden gekauft hat, ſo hat er damit 
ſein Anſehen und das des Beamtenſtandes geſchädigt und das 
in ihn geſetzte Vertrauen verletzt (Nr. 21). Es muß von jedem 
Beamten verlangt werden, daß er ſich, auch unter Amtsgenoſſen 
im kameradſchaftlichen Verkehr, nörgelnder Bemerkungen über 
Maßnahmen der Staatsregierung enthält, da durch ein ſolches 


faft durchweg Zuſchußbetriebe. Selbſt wenn aber im Einzelfall 
einmal ein Überſchuß erzielt werden ſollte, wird man mit guten 
Gründen den Standpunkt einnehmen können, daß bei einem 
öffentlichen Schülerheim von einem Betriebe „gewerblicher 
Art“ nicht geſprochen werden kann. Zweck und Art eines 
ſolchen Heimes dürften ſich weſentlich von den ſtädtiſchen Er- 
holungsheimen oder Offiziersheimen unterſcheiden, die von 
der Nechtſprechung als Betriebe gewerblicher Art angeſehen 
worden find (vgl. RStBBl. 1958 S. 230). 

Im übrigen würde bei etwaigen Überfhüffen gegebenen- 
falls auch Körperſchaftsſteuerfreiheit auf Grund der unmittel- 
baren und ausſchließlichen Erfüllung eines gemeinnützigen 
Zweckes in Anſpruch genommen werden können (§ 4 Abf. 1 
Ziff. 6 KörpStGeſ. in Verbindung mit 8 17 StAnpGeſ.). 
Als gemeinnützig gelten nach dem Steueranpaſſungsgeſetz 
u. a, die Jugendpflege und Jugendfürſorge ſowie die För- 
derung der Erziehung, Volks- und Berufsausbildung. Er- 
forderlich iſt jedoch, daß tatſächlich eine ausſchließliche 
Verfolgung gemeinnütziger Zwecke vorliegt und nicht ein 
über die Vermögensverwaltung hinausgehender ſteuerpflichtiger 
Geſchäftsbetrieb beſteht. Nach dem grundlegenden Erlaß des 
Reichsminifters der Finanzen über die Steuerfreiheit gemein 
nütziger Körperſchaften vom 15. Juli 1959 (RStBl. S. 857) 
wird der Grundſatz der ausſchließlichen Gemeinnützigkeit in 
den Fällen nicht verletzt, in denen die Körperſchaft Minder 
bemittelte verſorgt und von ihnen zur teilweiſen Deckung 
ihrer Selbſtkoſten für ihre Leiſtungen ein geringes Entgelt 
verlangt, für das die Minderbemittelten anderswo keine 
gleichartigen Leiſtungen erhalten können. Das gilt z. B. für 
die Fürſorgeerziehungsanſtalten. Nach der Recht- 
ſprechung des Neichsfinanzbofs (NFH. Bd. 35 S. 147 ff.) kann 
in ſolchen Fällen auch für den wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb, 
der mit dem gemeinnützigen Unternehmen verbunden iſt, 
Steuerbefreiung in Anſpruch genommen werden, wenn er 
ſich von dem Zweck der Körperſchaft nicht trennen läßt und 
mit dieſem gleichſam eine Einheit bildet, er auch nicht geeignet 
iſt, andere ſteuerpflichtige Unternehmungen im Wettbewerb 
zu ſchädigen. Im übrigen iſt Vorausſetzung, daß der Anteil 
von Mitgliedern oder Geſellſchaftern am Reingewinn 4 v. H. 
des eingezahlten Kapitals nicht überſteigt, daß nicht unver- 
hältnismäßig hohe Vergütungen an Angeſtellte gezahlt werden 
und daß ſatzungsmäßig vorgeſchrieben und tatſächlich ſicher⸗ 
geſtellt iſt, daß bei Auflöſung des Betriebes unter Wegfall 
der bisherigen Zwecke das Vermögen für gemeinnützige oder 
mildtätige Zwecke verwendet wird. 


Zeitſchriften 


Verhalten gerade eines Beamten das Vertrauen zu der 
Führung des Volkes leiden, die Gemeinſchaft geſtört und das 
nationale Empfinden anderer Perſonen verletzt werden kann 
(Nr. 9). Ein Lehrer weigerte ſich, eine ihm im Wege der Ver⸗ 
ſetzung übertragene Schulſtelle anzutreten, und verblieb trotz 
wohlmeinender Zureden ſeiner vorgeſetzten Behörde bei dieſer 
Weigerung. Der Reichsdienſtſtrafhof ſtellt feſt, daß dieſe 
Widerſetzlichkeit einen derart groben Verſtoß gegen die Ge⸗ 
horſamspflicht darſtellt, daß ſie die Strafe der Entfernung 
aus dem Dienſt rechtfertigt (Nr. 11). Ein ſchweres Dienſt⸗ 
vergehen begeht ein Beamter, der in einem Rechtsſtreit — es 
handelte ſich um einen Eheſcheidungsprozeß — bewußt wahr⸗ 
heitswidrige Angaben macht und damit den Rechtsſtreit in 
einer dem anſtändigen Empfinden völlig zuwiderlaufenden 
Weiſe führt (Nr. 16). 


Berlin. Dr. Heckel. 
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Die Verwaltung der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei. 


Von Anton Lingg. 


München 1939, Zentralverlag der NSDAP. Franz Eher 
Nachfolger. 


Dieſe Arbeit verbindet in glücklicher Form ein praktiſches 
Handbuch mit einer wiſſenſchaftlichen Auseinanderſetzung. 
Mit erfreulichem Schwung packt Lingg alle die Kernfragen an, 
die im Laufe der letzten Jahre Gegenſtand der Erörterungen 
in den Fachzeitſchriften geweſen ſind. Grundlage einer Klärung 
iſt für ihn nicht ſo ſehr das zum Teil nur ſpärlich vorhandene 
geſetzte Recht als vielmehr die konkrete Ordnung und Geſtaltung 
der NSDAP. Dieſer Ausgangspunkt iſt richtig. Wenn in der 
Staatsverwaltung Erörterungen im weſentlichen auf die Fülle 
der Normen und Entſcheidungen zurückgreifen können und 
müſſen, um Sinn und Gehalt von Begriffen herauszuſchälen, 
ſo iſt das Recht der NSDAP. einmal zuwenig normiert worden, 
zum anderen iſt es als Recht einer Bewegung ganz beſonders 
einer ſtändigen lebendigen Weiterentwicklung unterworfen. 

Überzeugend weiſt Lingg die Überwindung des Körper⸗ 
ſchaftsbegriffes für die NSDAP. nach. Er ſtellt ihm gegenüber 
den Gemeinſchaftsbegriff. In klaren kritiſchen Ausführungen 
geht Lingg auf die Hoheit der politiſchen Führung und der 
Verwaltung der Partei, auf die Gerichts- und Finanzhoheit ein. 

Die geſamten Grundlagen und Aufgaben der Partei⸗ 

verwaltung in ihrer umfangreichen Ausdehnung werden unter 
reicher Zitierung und einer Auseinanderſetzung mit dem Schrift⸗ 
tum dargeſtellt. Um wenigſtens eine Andeutung zu geben, 
ſeien als Beiſpiele herausgegriffen: WHW., NS.⸗Bund 
Deutſcher Technik, Meldeweſen, Verleihung des Blutordens, 
Zweckverband Reichsparteitag Nürnberg, Haushalt der mili⸗ 
tanten Gliederungen, Sammlungen und Lotterien, Beſoldungs⸗ 
und Verſorgungsſveſen, Reichszeugmeiſterei uſw. 
Von beſonderem Intereſſe ſind hierbei die Erörterungen 
über die Rechtsfragen der DAF. Auch hier kann Lingg nicht 
mit den Hilfsmitteln bisher gültiger Begriffsfindung arbeiten, 
ſondern muß neue Wege gehen, die ſich aus dem Weſen und der 
bleite der NSDAP. und des ihr angeſchloſſenen Verbandes 
ableiten. 

Das Werk wird großes Intereſſe finden und eine Fülle 
von Anregungen vermitteln. Der Stoff iſt ſo dargeſtellt, daß 
das Buch weit über die eigentlichen „Fachkreiſe“ hinaus ver, 
ſtändlich iſt und nicht nur für die eigentliche Parteiverwaltung, 
ſondern auch für die geſamte Staats⸗ und Kommunalverwaltung 
eine Fundgrube bei der täglichen Arbeit werden wird. 


Berlin. Gentz. 


Die inneren Mächte. 
Bekenntniſſe und Bekenner. 
Von Hans von Dettelbach. 
Salzburg und Leipzig 1940, Verlag Anton Puſtet. 


Von Perſönlichkeit und Freiheit ſprechen die 25 Aufſätze. 
Große Deutſche, Bekenner und Vollender deutſchen Geiſtes, 
ſtehen in ihrer Perſönlichkeit und ihrem Werk vor uns. In 
bier Abſchnitten find die einzelnen Aufſätze zuſammengefaßt: 
Bekenntnis in Tönen, Freiheit und Perſönlichkeit, Lebendiges 
Erkennen, Politiſche Ideale. 

In ſieben großen Meiſtern offenbart ſich der Welt die 
Sendung der deutſchen Muſik. — Luther, Kant, Goethe und 
Nietzſche kämpfen nicht minder für die innere Freiheit der Seele 
wie H. St. Chamberlain, „ein Erzieher zu ariſchem Denken“, 
und P. Krannhals, „ein deutſcher Seher“. Gedanken über 
„Natur und Freiheit“ führen von kantiſcher Analyſe und 
goethiſcher Syntheſe zu Kolbenheyers „Bauhütte“ und ſeiner 
„Einheit polarer Gegenſätze“. 

Ein Aufſatz über „Perſönlichkeit und Gemeinſchaft“ rundet 
die Sammlung ab. 

Ein beſinnliches Buch, das in faßlicher Sprache hinführt 
zu den großen Gründern und Kündern deutſcher Kultur und 
den Sinn dieſes uns aufgezwungenen Krieges letztlich als 
Kampf „für die Freiheit des Menſchen und ſeiner adligen 
Seele“ deutet. 


Als Sinnbild deutſchen Mannestums ragt die Geſtalt Volkers 
aus dem Nibelungenlied in unſere Zeit: Schwert und Fiedel 
ſind ihm in gleicher Weiſe vertraut. So mag dieſes Buch hinaus⸗ 
gehen zu unſeren Soldaten, ihnen künden von der Welt des 
deutſchen Geiſtes und Helfer ſein in der Auseinanderſetzung 
über den Sinn der Welt. 


Berlin. Gentz. 


Rhein — Reich — Frankreich. 
Zeitgeſchichte in Berichten, Reden und 
Urkunden. 

Von Heinrich Römer. 


Verlag Friedrich Brandſtetter, Leipzig. 


Auf Grund von amtlichen Dokumenten, parlamentariſchen 
Reden, wiſſenſchaftlichen Werken, Erinnerungen und Tat⸗ 
ſachenberichten gibt Römer in dem vorliegenden Werk eine 
eingehende Darſtellung des Rhein⸗ und Ruhrkampfes, „der 
letzten Schlacht des Weltkrieges“, und eine Schilderung der 
deutſch⸗franzöſiſchen Verſtändigungsverſuche nach der Macht⸗ 
übernahme durch den Nationalſozialismus. Der Darſtellung 
geht eine Einführung in die Geſchichte der deutſch⸗franzöſiſchen 
Beziehungen voraus, in der der Leſer mit dem Rheinproblem 
von ſeinen geſchichtlichen Anfängen an bis zur Gegenwart 
bekannt gemacht wird. Der Rhein iſt der deutſche Schickſals⸗ 
ſtrom, um deſſen Ufer es in den ſich immer wiederholenden 
Auseinanderſetzungen mit Frankreich geht. Als nach dem 
Weltkriege Frankreichs Forderung nach dauernder Abtretung 
der Rheinlande keine Erfüllung fand, verſuchte es durch rückſichts⸗ 
loſe Unterſtützung der Separatiſtenbewegung und eine wilde 
Propagandapolitik auf andere Weiſe ſeine verwerflichen Pläne 
ur Ausführung zu bringen. Aber alle Mittel, ſelbſt die grau⸗ 
amſte Unterdrückung und ſchamloſeſte Behandlung, zerſchellten 
an dem entſchloſſenen Bekenntnis der Rheinländer zu ihrem 
Deutſchtum. Die Bemühungen des Führers, nach der Macht⸗ 
übernahme mit Frankreich in ein erträgliches Verhältnis zu 
kommen, ſcheiterten, wie wir jetzt wiſſen, auf Englands Be⸗ 
treiben. Inzwiſchen hat die ſeit Jahrhunderten ſchwebende 
Denia Frage durch das deutſche Schwert eine 
endgültige Löſung gefunden. Das vorliegende Buch iſt ein 
ſehr wertvoller Beitrag zur Geſchichte einer nunmehr ab⸗ 
geſchloſſenen Zeitepoche des deutſch⸗franzöſiſchen Verhältniſſes 
und verdient gerade in der Jetztzeit beim Anbruch eines neuen 
Zeitabſchnitts zur beſſeren Beurteilung der franzöſiſchen Politik 
in der Vergangenheit und zur Vermeidung unangebrachter 
Sentimentalitäten für die Gegenwart allgemeines Intereſſe. 


Berlin⸗Friedenau. Barndt. 


Die Zerſchlagung Deutſchlands. 
Von Helmut Lüpke. 


(Heft 56—57 der „Schriften für Politik und Auslandskunde“, 
herausgegeben von F. A. Six.) 
Berlin 1940, Verlag Junker & Dünnhaupt. 
80 Seiten. Preis 1,60 RM. 


In der vorliegenden Schrift werden Parallelen zwiſchen 
dem Weſtfäliſchen Frieden und dem Verſailler Diktat gezogen 
mit dem Ziel, uns klarzumachen, was die Gegner meinten, 
wenn ſie zu Beginn des jetzigen Krieges von „Rückkehr zum 
Weſtfäliſchen Frieden“ und von einem „Überverſailles“ ſprachen. 
Der Verfaſſer ſpannt den Rahmen ſeiner Arbeit weit. Er 
geht u. a. auch auf die angeblichen und wirklichen Kriegsziele 
1648, 1914 und 1940 ein. Er ſpricht ferner von der franzöſiſchen 
Barriere⸗ und Einkreiſungspolitik, von der Förderung der 
partikularen Kräfte in Deutſchland und der Entrechtung des 
deutſchen Volkes. Er führt aus, wie ſowohl 1648 als auch 
1918 der Verſuch gemacht wurde, auf Grund der Friedens⸗ 
verträge die deutſche Ohnmacht zu verewigen. Weder der 
Weſtfäliſche Frieden noch Berfailles haben einen wirklichen 
Friedenszuſtand gebracht, ſondern einen Kometenſchweif neuer 
Kriege hinter ſich hergezogen. Der Weſtfäliſche Friede er⸗ 
ſcheint dem oberflächlichen Beobachter auf den erſten Blick 
gemäßigter als das Verſailler Diktat. Und doch hat er bewirkt, 
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daß Deutſchland für 200 Jahre aus den Reihen der großen 
Mächte ausgeſchloſſen blieb. In Verſailles blieb die deutſche 
Einheit erhalten, nicht wegen Wilſon oder Lloyd George oder 
gar des franzöſiſchen Edelmutes, ſondern weil ſie bereits in 
den deutſchen Seelen ſo feſt begründet war, daß die Gegner 
innerlich nicht mehr an die Möglichkeit glaubten, ſie zerſtören 
zu können. Man ſchlug daher lediglich dem deutſchen Volks⸗ 
körper ſchwerſte Wunden, freilich in der Hoffnung, ihn dadurch 
doch noch an ſeinem Lebensnerv treffen zu können. 

Man ſage nicht, daß die Broſchüre nach Niederwerfung 
Frankreichs nicht mehr aktuell ſei. Gerade die Geſchichte muß 
auch nach dem Sieg zur Straffung unſerer Energie und zu 
dauernder Wachſamkeit beitragen. . > 

Die beſprochene Arbeit iſt wiſſenſchaftlich ſauber. Sie 
zeigt, daß die landläufige Behandlung des Weſtfäliſchen Friedens 
in der Schule und auch in manchen Lehrbüchern doch zu ſehr 
an der Oberfläche haften bleibt. Hervorgehoben ſei auch die 
Beurteilung der Geſchehniſſe vom Reichsſtandpunkt aus, ſo 
wenn der Verfaſſer den Dreißigjährigen Krieg einen Ent⸗ 
ſcheidungskampf zwiſchen Spanien⸗Habsburg und Frankreich 
nennt oder im Augsburger Religionsfrieden in erſter Linie 
eine weitere Verſtärkung des landesherrlichen Partikularismus 
ſieht. Gerade in der Betrachtung der deutſchen Geſchichte vom 
Reichsſtandpunkt aus können wir noch mancherlei lernen. 

Das Literaturverzeichnis iſt ordentlich. Beſonders wohl⸗ 
tuend empfindet es der Beurteiler, daß zwei klaſſiſche Werke 
der älteren Literatur Aufnahme gefunden haben: Erdmanns⸗ 
dörfers Deutſche Geſchichte vom Weſtfäliſchen Frieden bis 
zum Regierungsantritt Friedrichs des Großen und Ritters 
Deutſche Geſchichte im Zeitalter der Reformation und des 
Dreißigjährigen Krieges. Die Karten wachſen leider zuwenig 
aus dem Text heraus; auch hätte der Beurteiler gern mehr 
als nur zwei geſehen. 


Berlin. Dr. Bernhard Kumſteller. 
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Am die Seele des Balkans. 
Von Franz Thierfelder. 


Berlin 1940, Volk und Reich Verlag. 
107 Seiten. Broſch. 3,50 RM. 


Gute Bücher über den Südoſten ſind ein Gebot unſerer 
Zeit. Unſerm Volke müſſen exit die Augen für die Aufgaben 
dort unten tüchtig geöffnet werden, da das Metternichſche 
Oſterreich, fünfzig Jahre kleindeutſcher Geſchichte und fünfzehn 
Jahre Syſtemregierung den Blick für den Südoſten gar zu 
ſehr verſchleiert hatten. Das Großdeutſche Reich vollzieht 
auch hinſichtlich des Südoſtens deutſche Geſchichte; eine ein⸗ 
heitliche Linie führt von der Südoſtpolitik der Salier über 
den Prinzen Eugen und Friedrich Liſt zur Südoſtpolitik des 

ührers. 

8 en Offnen der Augen für den Südoſten dient auch das 
beſprochene Buch. Ein Faden zieht ſich durch das ganze Werk: 
Mitteleuropa allein hat den Balkanvölkern Kraft und Glück 
um ihrer ſelbſt gegeben; der Weſten benutzt ſie nur als Steine 
auf dem Brett ſeiner imperialiſtiſchen Politik. Das Werk 
ſchließt mit dem Satz: „Der Wille zu gegenſeitigem Verſtehen 
iſt trotz mancher Schatten, die im Leben der Völker nie zu 
vermeiden ſind, auf beiden Seiten immer deutlicher ſichtbar; 
ihn zu kräftigen und für die Neuordnung der menſchlichen 
Geſellſchaft fruchtbar zu machen, iſt eine der großen idealen 
und realen Aufgaben unſeres Jahrhunderts.“ Um ſein Ziel 
zu erreichen, bedient ſich der Verfaſſer der Form des Reiſe⸗ 
tagebuches, das uns nach Split und Cilli, nach Agram und 
Peterwardein, nach Temeſchburg, Saloniki und den Haupt⸗ 
ſtädten der Balkanſtaaten führt. In äußerſt gefälliger Form 
werden auf dieſe Weiſe alle wichtigen Probleme der Balkan⸗ 
ſtaaten und »völker behandelt: das kroatiſche Problem, 
Panſlawismus und Agrarkommunismus, das Problem der 
aut itären Staatsführung auf dem Balkan, die Seegeltung 
Jugoſlawiens, das griechiſche Rückwandererproblem uff. Vor 
allem aber ſtellt der Verfaſſer immer wieder die Leiſtung der 
Deutſchen im Südoſten, die deutſch⸗balkaniſchen Kultur⸗ und 
Wirtſchaftsbeziehungen und die kulturell⸗wirtſchaftliche Gegen⸗ 
offenſive der Weſtmächte in den Vordergrund. 

Wenn das ganze deutſche Volk mit der Geſinnung und 
dem Willen Thierfelders an die Aufgabe geht, dann wird die 
von ihm gewünſchte deutſch⸗lawiſche Lebensgemeinſchaft Wirk⸗ 
lichkeit werden. Und deshalb ſei das Buch empfohlen. 


Das beſprochene Werk iſt mit ausgezeichneten, wirklich 
erleuchtenden Lichtbildern ausgeſtattet, leider aber mit nur 
einer Karte. In ein Buch, das wie das beſprochene an Probleme 
heranführt, die doch noch recht vielen unbekannt ſind, gehören 
auch genügend Karten als Anſchauungsmittel. 


Berlin-Spandau. Dr. Bernhard Kumſteller. 
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ASA. 1940. 
Rooſevelt⸗ Amerika im Entſcheidungsjahr. 
Von Paul Scheffer, Max Clauß und Julius Krauß. 


Deutſcher Verlag, Berlin. 
204 Seiten. 


In völlig unpolemiſcher Weiſe wird hier von drei ver⸗ 
ſchiedenen Autoren, die alle länger in Amerika waren — der 
letzte hat ſogar jahrzehntelang im amerikaniſchen Geſchäfts⸗ 
leben geſtanden —, das Amerika unſerer Tage geſchildert, 
wobei, beſonders im erſten Teil, der Präſident Rooſevelt im 
Mittelpunkt ſteht. 

Das war die Abſicht der Verfaſſer, aber es hätte ſich auch 
zwangsweiſe ſo ergeben, denn Rooſevelt iſt nun einmal der 
ſich in de Ausdruck dieſes Landes in der Kriſe. Es wehrt 
ſich in ſeinem Individualismus ee gegen jede 
Einordnung, in ſeinem Kapitalismus gegen den Sozialismus, 
obgleich es die Bahn zum Sozialismus unter Rooſevelt bereits 
unwiderruflich beſchritten hat. Es ſpielt ſich als Hort der 
demokratiſchen Ideale des vergangenen Jahrhunderts auf, 
ſteht dabei aber längſt unter dem Abſolutismus der „big bosses“, 
und Rooſevelt bekämpft ſowohl die „big bosses“, wie er über 
die demokratiſchen Ideale der alten Zeit hinausſtrebt. Trotzdem 
aber iſt er Gegner der Völker Europas, die Liberalismus und 
Demokratie ſchon überwunden haben. — Ein neues Amerika 
will werden, und Rooſevelt glaubt der Führer dazu zu ſein. 
Aber das Alte iſt noch nicht genügend erſchüttert; auch in 
Rooſevelt ſelbſt noch nicht? Oder iſt er überhaupt nur ein 
guter Taktiker und alles andere als ein Führer zum Durch⸗ 


bruch? 

Das Buch beſteht aus einer Anzahl loſe zuſammenhängender 
Betrachtungen und Eindrücke. Es erfüllt in anſpruchsloſer 
Weiſe den Zweck, den der Verlag mit einer Reihe ähnlicher 
Bücher verfolgt. Man lieſt es gefeſſelt und ſieht Amerika, 
wie es unter der Präſidentſchaft Rooſevelts iſt. 


Neukölln. Dr. Schneider. 


Erziehung und Wiſſenſchaft im Kriege. 
Von Hans Huber. 


(Heft 58 der Schriften für Politik und Auslandskunde, heraus⸗ 
gegeben von Profeſſor Dr. F. A. Six.) 


Verlag Junker & Dünnhaupt, Berlin. 
Preis 0,80 RM. 


Huber, der als Oberregierungsrat im Reichserziehungs⸗ 
miniſterium eine zugleich intime und umfaſſende Kenntnis 
ſeines Gegenſtandes hat, gibt hier auf 28 Druckſeiten einen 
Abriß der Aufgaben und Probleme, vor die die deutſche Schule, 
Hochſchule und die deutſche Wiſſenſchaft durch den gegen⸗ 
wärtigen Krieg geſtellt worden ſind, und ſchildert die ein⸗ 
geſchlagenen Wege zu ihrer Bewältigung. Er geht dabei aus 
von den Grundſätzen der ſtaatlichen Erziehungsarbeit und der 
Wiſſenſchaftslenkung im Kriege und zeichnet dann — mit 
einem gelegentlichen Seitenblick auf die Verhältniſſe in England 
und Frankreich — die einzelnen Problemkreiſe nach: Lage 
und Aufgabe der deutſchen Erzieherſchaft im Kriege, Siche⸗ 
rungsmaßnahmen zu Kriegsausbruch (Luftſchutzmaßnahmen, 
Freihaltung der Schulgebäude uſw.), innere Ausrichtung des 
Schulunterrichts auf die beſonderen Bedürfniſſe und Ver⸗ 
hältniſſe der Zeit, Aufbau des deutſchen Schulweſens in den 
ehemals polniſchen Gebieten, Einfluß des Krieges auf den 
Lehrbetrieb der Hochſchulen durch Einführung der Trimeſter 
als Notmaßnahme im Intereſſe beſchleunigter Ausbildung, 
Einſatz von Studenten und Dozenten an der Front, Weiter⸗ 
führung der ſtudentiſchen Sozialarbeit, Organiſation und 
Einſatz der Forſchung für Kriegszwecke. Huber verliert ſich 
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dabei nicht in den Einzelheiten der einſchlägigen Erlaſſe und 
miniſteriellen Anordnungen; ſeine Darſtellung berückſichtigt 
vielmehr den Geſichtswinkel des Schul⸗ und Hochſchulpraktikers 
ebenſo, wie er die grundſätzliche Linie der Staatsführung in 
den 1 N Fragen immer wieder durchleuchten läßt. 
So ſtellt dieſe kleine Schrift ein Dokument von bleibendem 
Werte dar für Haltung und Einſatz eines wichtigen Sektors 
der inneren Front im gegenwärtigen großen Ringen. 


Berlin. Dr. G. Krauſe. 
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Wirtſchaftslehre des Landhaushaltes. 
Von Dr. Frieda Breuer. 


Verlag Julius Klinckhardt, Leipzig. 
Preis 5,60 RM. 


Die Wirtſchaftslehre des Landhaushaltes iſt ein Gebiet, 
das bisher wiſſenſchaftlich kaum bearbeitet worden iſt, obwohl 
es gerade im Unterricht und in der Beratung der ländlichen 
Hauswirtſchaft eine ausſchlaggebende Rolle ſpielt. Es iſt deshalb 
beſonders dankenswert, daß die Verfaſſerin ſich an dieſe ſchwierige 
Arbeit herangemacht hat. Sie hat unendlich viel wertvollen 
Stoff aus eigener Erfahrung, aus alten und neuen Büchern 
und Schriften und durch langjährige ſyſtematiſche Beobachtung 
zuſammengetragen. 

Die Verfaſſerin ſieht die ländliche Hauswirtſchaft als einen 
Teil der Landwirtſchaft, mit der ſie organiſch verbunden iſt. 
Dies iſt beſonders wertvoll, da es die Vorausſetzung für ein 
Verſtändnis der ländlichen Hauswirtſchaft überhaupt iſt. Die 
Anordnung des Stoffes iſt nach dem Muſter der berühmten 
Betriebslehre von Aexeboe erfolgt, wodurch das Buch einen 
etwas nüchternen wiſſenſchaftlichen Charuller erhielt. 

Für die Lehrerin der landwirtſchaftlichen Haushaltungs⸗ 
kunde, für die Beraterin der Landfrauen wird das Buch trotzdem 
eine außerordentlich wertvolle Fundgrube ſein. Es liefert viel 
Material für den Unterricht in der Wirtſchaftslehre und gibt 
zahlreiche Anregungen für die Wirtſchaftsberatung und für die 
Geſtaltung der eigenen ländlichen Hauswirtſchaft. 

Die Verfaſſerin ſelbſt ſieht in ihrem Buch einen erften Anfang 
und fordert zur aktiven Mitarbeit und Weiterarbeit auf. Dieſer 
Ruf ſollte nicht 1200 81 verhallen, denn in der Wirtſchafts⸗ 
lehre liegen noch Goldſchätze vergraben, die gehoben werden 
müſſen. 

Berlin. Delius. 
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Neuefeind, Frauenberufe in 6 Sonderheften. 


Stuttgart 1940, Muthſche Verlags buchhandlung. 
Kart. 1,50 RM. 


Die ſechs Hefte über Frauenberufe ſind Sonderdrucke des 
bereits vorliegenden Werkes „Frauenberufe in Wirtſchaft und 
Sozialarbeit, in Haus⸗ und Landwirtſchaft“. Die ſechs Hefte 
befaſſen ſich mit den hauswirtſchaftlichen und en 
Frauenberufen, mit den Frauenberufen in Sozialarbeit, im 
Handel, in der Landwirtſchaft und mit den techniſchen und 
Modeberufen und geben eine Überſicht über die einzelnen 
Arbeitsgebiete in den verſchiedenen Zweigen. Die Anor nung 
iſt in allen Heften die gleiche. Sie beginnt mit kurzer Charakte⸗ 
riſierung des Arbeitsgebietes und des Wirkungskreiſes, bringt 
dann einen Bericht einer im Beruf ſtehenden Frau über ihre 
Arbeit und führt zuletzt den Ausbildungsgang für den Beruf an. 
Die Hefte ſind ſehr gut geeignet, ſich einen kurzen Überblick 
über die Berufe zu verſchaffen. Da ſie ſehr kurz gehalten ſind, 
iſt eine Orientierung beim Berufsamt oder bei anderen Stellen 
noch erforderlich. Sehr anſchaulich und lebendig ſind die Be⸗ 
richte aus der Arbeit. Doch darf auch hier nicht verkannt werden, 
daß ſie oft ſehr einſeitig ſind und das Arbeitsgebiet nicht immer 
voll erfaſſen. So wird z. B. bei der Gewerbelehrerin nur die 
Tätigkeit in einem Mütterſchulkurſus, bei der Lehrerin der 
landwirtſchaftlichen Haushaltungskunde nur die Tätigkeit in 
der Wirtſchaftsberatung erwähnt. Beides ſind aber Neben⸗ 
arbeiten des Lehrerinnenberufes, jo daß hier für die Berufs⸗ 
anwärterin ein falſches Bild über ihre ſpätere Tätigkeit entſteht. 
erde können den Berufsſuchenden jedoch empfohlen 
werden. 


Berlin. Delius. 
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Weſchäftsſtelle: Reichsminiſtertum für en Haft, Erziehung und Volksbildun 


Zwiſchen Weſtwall und Maginotlinie. 
Von A. E. Johann. 


Deutſcher Verlag, Berlin. 
Preis 2,85 RM. 


Der bekannte Erzähler ſpannender Erlebniſſe, A. E. Johann, 
ſchildert in dieſem Buche den Kampf des deutſchen Infanteriſten 
im Vorfeld des Weſtwalles. 

In packenden Einzelbildern, denen das eigene Erlebnis 
blutvolle Lebensechtheit verleiht, läßt der Verfaſſer die Land⸗ 
ſchaft im Weſten und die in ſie hineingeſtellte Truppe vor dem 
Auge des Leſers erſtehen. Der Geiſt dieſer Truppe, ſchwung⸗ 
voll und einſatzfreudig, hart und draufgängeriſch im Kampf, 
wird vor uns lebendig. Führer und Mann ſind aus einem 
Guß und von einem Geiſt beſeelt. Das Buch kündet von Taten, 
die der Bericht des Oberkommandos der Wehrmacht in ſchlichter 
Kürze meldet: „Zwiſchen Moſel und Pfälzer Wald geringe 
Spähtrupptätigkeit.“ Dem Leſer dieſes Buches wird klar, 
welch männlicher und ſoldatiſcher Einſatz hinter dieſen wenigen 
Worten ſteht. 

Wie alle Berichte A. E. Johanns iſt auch dieſer von einer 
Spannung erfüllt, die ihn den Leſer, der ihn einmal zu leſen 
begonnen hat, nicht vor dem letzten Wort aus der Hand legen 
läßt. Ein Buch für alt und jung, das Hohelied des deutſchen 
Spähtruppführers zwiſchen Weſtwall und Maginotlinie. 


Berlin. Sommer. 


Gepanzerter Weſten. 
Von Frid Muth. 


Verlag für Sozialpolitik, Wirtſchaft und Statiſtik 
P. Schmidt, Leipzig. 
Preis 4 RM. 


Das eindrucksvolle Buch Muths gibt einen Aufriß der 
Entſtehungsgeſchichte des Weſtwalles bis zur erſten harten 
Probe im Herbſt 1939. Vor den Augen des Leſers entrollen 
ſich die politiſchen Hintergründe, die den Anlaß zu dem ge⸗ 
ſchichtlichen Entſchluß des Führers gaben, das gewaltigſte 
Feſtungswerk aller Zeiten zu bauen. Lebendig ſtehen vor uns 
die Männer der Organiſation Todt und der militäriſchen 
Feſtungsinſpektion, die eine unvorſtellbare Maſſe an Material 
aus dem Boden ftampften, die Ingenieure und Arbeiter, die 
als eine gewaltige Armee der Arbeit dieſem Material Blut 
und Leben verliehen und in Tag und Nacht währender Arbeit 
den Panzer des Reichs ſchmiedeten. Und wir erleben den Einzug 
der feldgrauen Truppe in die fertigen Befeſtigungen, ihr Leben 
in den Bunkern und ihre Kampfe im Vorfeld, als der Führer 
ſie aufrief zur Verteidigung des Reiches gegen den Angriff 
der weſtlichen Plutokratien. Ein gut ausgeſuchtes Bildmaterial 
gibt einen anſchaulichen Überblick über Bau und Verteidigung 
des Weſtwalls. 


Berlin. Sommer. 


Kriegsbücherei der deutſchen Jugend. 
Heft 1—11. 
Verlag Steiniger, Berlin. 
Preis je Heft 0,20 RM. 


Die ſchmalen bunten Hefte der Kriegsbücherei geben in 
plaſtiſcher Form die großen Geſchehniſſe des polniſchen Feld⸗ 
zuges wieder. Einzeldarſtellungen von Taten unbekannt ge⸗ 
bliebener Helden ſind es, die in mitreißender Form der deutſchen 
Jugend erzählt werden und ſie zur Nacheiferung auffordern. 
Jeder Junge iſt begeiſtert von den mit hübſchen Zeichnungen 
illuſtrierten Heften, und auch mancher Erwachſene wird ſie mit 
Freude leſen. Es iſt zu hoffen, daß auch das große Ringen im 
Weſten in einer neuen Folge dieſer Hefte ſeinen Niederſchlag 
finden wird. 

Die Kriegsbücherei der deutſchen Jugend iſt hervorragend 
geeignet, all das zu verdrängen, was an nicht empfehlenswerten 
Groſchenheften unſerer Jugend noch zugänglich ſein ſollte. 


Berlin. Sommer. 
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